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A. Einleitung

Der freie Zugang der Öffentlichkeit zu Gerichtsverhandlungen ist ein wesentli-
cher Bestandteil des Rechtsstaats und soll gewährleisten, dass sich „die Recht-
sprechung in aller Öffentlichkeit und nicht hinter verschlossenen Türen abspielt“.1

Die Einhaltung dieses Grundsatzes dient dem Vertrauen in die Unabhängigkeit und
Objektivität der Gerichte.2

Dieses Interesse an der Öffentlichkeit vonGerichtsverhandlungen kann jedoch im
Einzelfall mit den berechtigten Interessen der Beteiligten am Schutz ihrer Privat-
sphäre kollidieren, so dass der Grundsatz der Öffentlichkeit insoweit Einschrän-
kungen unterliegen muss.3

Insbesondere in Bezug auf Opfer von Straftaten erscheint es naheliegend, dass
dem Schutz ihrer Privatsphäre ein hoher Stellenwert eingeräumt werden muss. Es
soll vermieden werden, dass sie durch die öffentliche Hauptverhandlung besonderen
Belastungen ausgesetzt werden.4

Diese Überlegung war Anlass für die Einführung von § 171b GVG, der insbe-
sondere Vergewaltigungsopfer in ihrer Privatsphäre schützen sollte.5

I. Problemaufriss

Schon in der ursprünglichen Fassung betraf die Norm jedoch nicht nur Verge-
waltigungsopfer oder den Schutz der Intimsphäre, sondern war sehr weit gefasst. In
nachfolgenden Reformen wurde der Anwendungsbereich noch mehr ausgedehnt.
Gleichzeitig wurde der Ermessensspielraum der Gerichte eingeschränkt. Dabei hat
der Gesetzgeber entschieden, dem Schutz der Privatsphäre im Zweifel Vorrang vor
dem Öffentlichkeitsgrundsatz einzuräumen. Durch eine Reihe von Änderungen der
Norm wurde die Abwägung zwischen dem Interesse an der Öffentlichkeit der ge-
richtlichen Verhandlung und dem Schutz der Privatsphäre der Verfahrensbeteiligten
deutlich zu Lasten des Öffentlichkeitsgrundsatzes beeinflusst.6

1 BGH NJW 1966, 1570, 1571; BGH NJW 1956, 1646, 1646–1647; BGH NJW 1955, 759,
760.

2 BGH NJW 1966, 1570, 1571.
3 Siehe z.B. Art. 6 Abs. 1 EMRK.
4 Kilchling, NStZ 2002, 57 (58–59).
5 Siehe dazu ausführlich Gliederungspunkt C.II.
6 Siehe dazu ausführlich Gliederungspunkt C.II.



Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob § 171b GVG in der geltenden
Fassung mit dem Öffentlichkeitsgrundsatz im Strafprozess, der durch verfassungs-
rechtliche und europarechtliche Vorgaben im Rang über einfachen Bundesgesetzen
steht, zu vereinbaren ist oder ob Änderungen der Norm veranlasst sind. ImAnschluss
stellt sich de lege ferenda die Frage, wie eine Reform des § 171b GVG ausgestaltet
sein könnte.

II. Gang der Untersuchung

Die Untersuchung beginnt in Abschnitt B. damit, die Bedeutung des Öffent-
lichkeitsgrundsatzes darzustellen und das Verhältnis zum Schutz der Privatsphäre
verfassungsrechtlich zu beleuchten. Sodann wird die Entwicklung des § 171b GVG
aufgezeigt (Abschnitt C.). Im dritten Abschnitt (D.) wird die Anwendung von § 171b
GVG de lege lata untersucht. Das Spannungsfeld zwischen dem Interesse an der
Öffentlichkeit der Hauptverhandlung und den von § 171b GVG geschützten Inter-
essen wird aufgezeigt, und Probleme der aktuellen Rechtslage werden identifiziert.
Die dabei herausgearbeiteten Kernprobleme werden im vierten Abschnitt (E.) ver-
tieft diskutiert. Darauf aufbauend wird im fünften Abschnitt (F.) de lege ferenda
geprüft, wie die Probleme der aktuellen Rechtslage durch eine Neuregelung gelöst
werden könnten.

Schließlich werden die Ergebnisse der Arbeit im letzten Abschnitt (G.) zusam-
mengefasst.
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B. Der Öffentlichkeitsgrundsatz im Strafprozessrecht

Hinsichtlich der Öffentlichkeit von Gerichtsverhandlungen kann unterschieden
werden zwischen der unmittelbaren Öffentlichkeit oder Saalöffentlichkeit, d. h. dem
Publikum im Gerichtssaal, und der mittelbaren Öffentlichkeit, die durch die Medien
hergestellt wird.1 In Deutschland erscheint es heute selbstverständlich, dass diese
beiden Arten der Öffentlichkeit bei Gerichtsverhandlungen grundsätzlich gegeben
sind.

Tatsächlich wechselte die Art der Teilnahme der Öffentlichkeit an Gerichtsver-
handlungen mehrfach im Verlaufe der Geschichte. Erst im Rahmen der Einführung
des Gerichtsverfassungsgesetzes vom27. Januar 1877wurdemit § 169GVG in ganz
Deutschland eine gesetzliche Grundlage für den Öffentlichkeitsgrundsatz geschaf-
fen;2 zuvor war Deutschland in Teilen noch geprägt vom weitgehend im Geheimen
stattfindenden Inquisitionsprozess.

Die ganze Bedeutung des Öffentlichkeitsgrundsatzes erschließt sich erst vor dem
Hintergrund seiner historischen Entwicklung. Im Folgenden wird die Geschichte des
Öffentlichkeitsgrundsatzes nachgezeichnet. Im Anschluss daran werden die heute
geltenden verfassungsrechtlichen, völkerrechtlichen und europarechtlichen Vorga-
ben betrachtet.

I. Historische Entwicklung

Der Öffentlichkeitsgrundsatz entwickelte sich als ein zentrales Element der
bürgerlichen Forderungen während der Aufklärung und war eine Reaktion auf In-
quisitionsprozess und Geheim- und Kabinettsjustiz des Absolutismus.3 Ein Haupt-
ziel war die Kontrolle der Justiz durch die Öffentlichkeit und dadurch der Schutz vor
staatlicher Willkür.4

1 Siehe zu diesen Begrifflichkeiten auch Norouzi, StV 2016, 590; Kluckert, in: Sodan/
Ziekow, VWGO, § 55 Rn. 10.

2 Deutsches Reichsgesetzblatt 1877 Nr. 4, S. 41.
3 KK-StPO/Diemer, GVG, § 169 Rn. 1; Hagendorn, Schutz der Opfer von Gewaltdelikten

durch den Ausschluß der Öffentlichkeit im Strafverfahren, S. 16.
4 KK-StPO/Diemer, GVG, § 169 Rn. 1a; Hagendorn, a. a.O., S. 16; Heger, FS Beulke

2015, 759, 761; Eser, ZStW 1992, 361 (371).




